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    „Frühstartrente“ der Bundesregierung: Kapitalmarktschulung für Kleinkinder

    27.10.2026, 11:10 · Frank Hoffer

    
„Frühstartrente“ der Bundesregierung : Kapitalmarktschulung für KleinkinderDie Kapitalrentenpläne der Bundesregierung sind sozialpolitisch unsinnig. Wieder einmal werden jene gefördert, die es auch ohne den Staat könnten.
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S chon bei den Kindern will die Bundesregierung mit der sogenannten Frühstartrente das Interesse am Kapitalmarkt wecken. Wenn sie bereits in der Grundschule lernen, wie schön sich die monatlichen 10 Euro vermehren, die die Bundesregierung für sie anlegt, werden sie – so hoffen Bundesregierung und Versicherungswirtschaft – als Volljährige die nächsten 47 Jahre weiter in eine private Rente investieren. Durch das frühe „Anfüttern“ und individuelle Verträge, die einen nahtlosen Anschluss an die steuerlich geförderte private Altersvorsorge ab der Volljährigkeit des Kindes ermöglichen sollen, werden ganze Jahrgänge der privaten Versicherungswirtschaft zugeführt.
Die Bundesregierung wird nicht müde zu betonen, dass mit der „Frühstartrente“ nicht nur eine materielle Förderung verbunden ist, sondern auch ein spezifischer Bildungsauftrag: Junge Menschen sollen vom scheinbar mühelosen Einkommen am Kapitalmarkt als Zukunftsinvestition überzeugt werden.
Hohe Renditen werden in Aussicht gestellt, um Kinder und Eltern für die private Rente zu begeistern. Aus den 1.440 Euro Förderung sollen bei einer Nettorendite von 7 Prozent bis zum 65. Lebensjahr 53.000 Euro werden. Darüber hinaus soll die staatlich geförderte private Vorsorge bereits vor dem gesetzlichen Renteneintrittsalter ausgezahlt werden. Während die CDU gegen die abschlagsfreie Rente nach 45 Beitragsjahren Sturm läuft und das Renteneintrittsalter künftig mit steigender Lebenserwartung noch über 67 hinaus steigen soll, gibt es die private Vorsorgerente bereits mit 65.
ist promovierter Wirtschaftswissenschaftler und war viele Jahre bei der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) für den Bereich Soziale Sicherung zuständig.
Um die angestrebte hohe Rendite zu erzielen, soll das Geld laut Gesetz „ausschließlich in breit diversifizierte globale Aktien oder Aktienfonds“ angelegt werden. Auf Garantien wird bewusst verzichtet, damit das Geld ungebremst und mit vollem Risiko gewinnbringend angelegt werden kann. Doch eine Nettorendite von 7 Prozent ist riskant und ambitioniert. Läuft es am Kapitalmarkt schief, ist das allerdings nicht das Problem der Bundesregierung oder des Versicherers, sondern das Pech der Versicherten.
Damit die Fördergelder nicht wie bei Riester überwiegend bei den Versicherern landen, beschränkt das Gesetz die zulässigen Effektivkosten auf 1 Prozent – was immer noch das Zehnfache des schwedischen Staatsfonds ist. Neukunden mit Monatsbeiträgen von nur 10 Euro sind für Versicherer allerdings nicht sonderlich attraktiv.
Lohnender wird es durch die gesetzlich geförderten privaten Zuzahlungen: Betuchte Eltern oder Großeltern können bis zu 6.800 Euro jährlich zusätzlich einzahlen. Bis zum Renteneintritt werden 59 Jahre lang auf die Kapitalerträge keine Steuern erhoben. Das ist eine sozialpolitisch unsinnige Förderung der Besserverdiener. Wie viele Eltern und Großeltern darauf einsteigen, ist unklar. So mancher dürfte Ausbildungsversicherungen, ETFs oder Weihnachtsgeschenken den Vorzug gegenüber Anlagen geben, von denen die lieben Kleinen erst in 60 Jahren etwas haben.
[image: Das Logo der taz: Weißer Schriftzung t a z und weiße Tatze auf rotem Grund.]
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Die taz ist eine unabhängige, linke und meinungsstarke Tageszeitung. In unseren Kommentaren, Essays und Debattentexten streiten wir seit der Gründung der taz im Jahr 1979. Oft können und wollen wir uns nicht auf eine Meinung einigen. Deshalb finden sich hier teils komplett gegenläufige Positionen – allesamt Teil des sehr breiten linken Meinungsspektrums.
Der Gesetzgeber macht daher sicherheitshalber die staatliche (!) Förderung zwingend vom Abschluss eines privaten (!) Vorsorgevertrags abhängig. Für Kinder, deren Eltern keinen Versicherungsvertrag abschließen, legt der Staat das Geld kollektiv an. Die bis zum 18. Lebensjahr angesparten rund 2.000 Euro bekommt jedoch nur, wer spätestens bis zum 35. Lebensjahr einen privaten Vorsorgevertrag abgeschlossen hat; andernfalls fällt das Geld an den Staat zurück. Im Klartext: Nur wer es sich leisten kann, über die gesetzliche Sozialversicherung hinaus private Versicherungsverträge abzuschließen, kommt überhaupt in den Genuss der staatlichen Förderung.
Ein Zehntel aller in Deutschland lebenden Menschen ist verschuldet und kämpft mit Ratenzahlungen. Ein Viertel hat keine Ersparnisse. Diese Menschen können sich eine private Vorsorge nicht leisten. Viele der ärmsten Kinder dürften daher bei der Frühstartrente leer ausgehen. Für Niedriglohnbezieher oder Menschen mit gebrochenen Erwerbsbiografien gibt es noch einen weiteren Haken: Sollten sie es schaffen, sich die Beiträge für die private Vorsorge ein Leben lang vom Munde abzusparen, im Alter aber aufgrund der niedrigen gesetzlichen Rente auf die Grundsicherung angewiesen sein, wird die private Zusatzrente teilweise auf die Sozialhilfeleistung angerechnet.
Zur Finanzierung der Frühstartrente verschuldet sich der Staat. Er wird 60 Jahre lang Zinsen zahlen, bevor die erste Rente ausgezahlt wird. Dem unsicheren Zinsgewinn der Bürger von 7 Prozent stehen garantierte Schuldzinsen des Staates von 3 bis 4 Prozent gegenüber. Der Staat verschuldet sich, um jene zu fördern, die sich private Vorsorge sowieso leisten können. Darüber hinaus ist es ein schönes Förderprogramm für die Versicherungs- und Finanzwirtschaft. Dass der Bundeskanzler als ehemaliger BlackRock-Lobbyist dies gut findet, überrascht nicht. Warum Sozialdemokraten darauf stolz sind, ist unverständlich.
Lieber ein besseres Einkommen
Es gibt weit bessere Möglichkeiten, der jungen Generation zu helfen. Die beste Garantie gegen Altersarmut und für eine gute Rente ist ein gutes Einkommen während der Beschäftigungszeit. Dafür ist eine gute Ausbildung unerlässlich. Gerade wieder hat die Pisa-Studie bestätigt, dass Deutschland bei der Bildung weiter zurückgefallen ist und dass in kaum einem anderen Land die soziale Herkunft so stark über den Bildungserfolg entscheidet wie bei uns. Für einen fairen Start ins Leben braucht es frühzeitige Förderung.
Besser als eine Kapitalmarktschulung für Kleinkinder sind Sprachförderung und Grundschulen, die allen Kindern Lesen, Schreiben und Rechnen beibringen. Und das Geld für die Frühstartrente sollte wahlweise auch als Ausbildungsunterstützungsfonds zur Verfügung stehen und jedem jungen Menschen bei Aufnahme einer Berufsausbildung eine einmalige Starthilfe von 2.200 Euro auszahlen. Denn nichts macht Altersarmut wahrscheinlicher als eine fehlende Berufsausbildung.
Gemeinsam für freie Presse

Die taz gehört zu 100 Prozent ihren Leser:innen und ist damit nicht nur konzernfrei, sondern auch kostenfrei zugänglich. Alle Artikel stellen wir frei zur Verfügung, ohne Paywall. Gerade in diesen Zeiten müssen Einordnungen und Informationen allen zugänglich sein. Unsere Leser:innen müssen nichts bezahlen, wissen aber, dass kritischer, unabhängiger Journalismus nicht aus dem Nichts entsteht. Dafür sind wir sehr dankbar. Damit wir auch morgen noch unseren Journalismus machen können, brauchen wir mehr Unterstützung für taz zahl ich. Dank Ihnen haben wir nun die 50.000 erreicht. So viele unterstützen freiwillig und regelmäßig. Noch nicht dabei? Werden Sie jetzt Teil der Community!

Jetzt unterstützen
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    Justizministerin skeptisch: „Viele Fragezeichen“ bei Gesetz gegen Vergesellschaftungen

    27.10.2026, 10:20

    
Justizministerin skeptisch: „Viele Fragezeichen“ bei Gesetz gegen VergesellschaftungenInnenminister Dobrindt plant hohe Hürden, um Wohnungen zu vergesellschaften. Justizministerin Hubig hat da noch Klärungsbedarf.
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dpa Bundesjustizministerin Stefanie Hubig sieht noch erheblichen Klärungsbedarf bei dem geplanten Gesetz der Bundesregierung, das Vergesellschaftungen erschweren soll. „Es gibt noch viele Fragezeichen – und natürlich ist die Debatte nicht zu Ende. Ich nehme die verfassungsrechtlichen und politischen Bedenken gegen das Vorhaben ernst“, sagte die SPD-Politikerin dem Kölner Stadt-Anzeiger.
Hubig machte zugleich deutlich, dass sie sich dem Gesetz nicht verschließt. „Gleichzeitig ist für mich klar: Wenn etwas im Koalitionsausschuss beschlossen wurde, dann sind alle gut beraten, sich konstruktiv einzubringen und vertrauensvoll zusammenzuarbeiten. Das ist meine Linie“, betonte sie.
Eckpunkte für das Gesetz sind laut Bundesregierung fertig. Unter anderem soll demnach eine Vergesellschaftung zum Beispiel von Mietwohnungen nur dann überhaupt möglich sein, wenn nachgewiesen wird, dass dies zwingend notwendig ist und alle anderen Mittel wie Investitionen und Förderung von Wohnungsbau ausgeschöpft sind. Bundesinnenminister Alexander Dobrindt (CSU) hatte der Bild-Zeitung gesagt: „Wir werden in einem Investitionsschutzgesetz deutlich machen, dass willkürlicher linker Vergesellschaftungs-Fetisch mit dem Grundgesetz nicht vereinbar ist.“
Justizministerin hält Berliner Weg für ungeeignet
Die angestrebte Koalition von Linken, Grünen und SPD in Berlin will große private Wohnungsbestände vergesellschaften. Wie aus ihrem Sondierungspapier hervorgeht, wollen die Parteien in der Hauptstadt gegen private Wohnungskonzerne mit einem Bestand von mehr als 10.000 Wohnungen vorgehen. Sie planen dabei mit Entschädigungskosten von 16 Milliarden Euro, was unter dem Verkehrswert der Wohnungen liegen dürfte.
Hubig hält das Vorgehen von Linken, Grünen und SPD in Berlin für ungeeignet. Sie verwies auf viele Milliarden an Entschädigungen und eine jahrelange Rechtsunsicherheit. „Besser wäre es, das Geld in den Neubau von günstigen Wohnungen zu investieren. Außerdem müssen wir unser soziales Mietrecht weiter stärken“, sagte sie zu möglichen Alternativen.
Gemeinsam für freie Presse

Die taz gehört zu 100 Prozent ihren Leser:innen und ist damit nicht nur konzernfrei, sondern auch kostenfrei zugänglich. Alle Artikel stellen wir frei zur Verfügung, ohne Paywall. Gerade in diesen Zeiten müssen Einordnungen und Informationen allen zugänglich sein. Unsere Leser:innen müssen nichts bezahlen, wissen aber, dass kritischer, unabhängiger Journalismus nicht aus dem Nichts entsteht. Dafür sind wir sehr dankbar. Damit wir auch morgen noch unseren Journalismus machen können, brauchen wir mehr Unterstützung für taz zahl ich. Dank Ihnen haben wir nun die 50.000 erreicht. So viele unterstützen freiwillig und regelmäßig. Noch nicht dabei? Werden Sie jetzt Teil der Community!
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News kompakt: Schicksalswahl in Israel27. Oktober 2026In Israel wird an diesem Dienstag zum ersten Mal seit dem Hamas-Angriff vom 7. Oktober 2023 ein neues Parlament gewählt. Rund 7,3 Millionen Wahlberechtigte sind aufgerufen, ihre Stimme abzugeben. Im Zentrum steht die Frage, ob sich Ministerpräsident Benjamin Netanjahu an der Macht halten kann.
Umfragen zufolge dürfte sein bisheriges Bündnis aus rechten und ultraorthodoxen Parteien die für eine Regierungsbildung nötige Mehrheit verfehlen. Als sein Hauptrivale gilt Ex-Militärchef Gadi Eisenkot. Mit vorläufigen Endergebnissen rechnet das Wahlkomitee frühestens am Donnerstag.
Russland und Ukraine beginnen lokale Feuerpause in Oleschky
In der russisch besetzten südukrainischen Stadt Oleschky ist eine örtlich begrenzte Waffenruhe in Kraft getreten. Die russische Seite bestätigte in der Nacht, dass seit 3.00 Uhr (Ortszeit) und für die Dauer einer humanitären Operation eine Feuerpause rund um die seit Monaten abgeriegelte Ortschaft gelte. Auch der Menschenrechtsbeauftragte des ukrainischen Parlaments, Dmytro ​Lubinez, bestätigte den Beginn der Waffenruhe.
Während der mehrtägigen Feuerpause werden Lebensmittel und Medikamente an die notleidenden Bewohner geliefert. Geschaffen werden soll auch ein humanitärer Korridor, damit die Menschen die Region entweder in Richtung Russland oder Ukraine verlassen können. In Oleschky leben nach Schätzungen noch etwa 1500 bis 2000 Menschen, darunter Dutzende Kinder.
Partei von Flávio Bolsonaro erkennt Wahlniederlage an
Die Partei des unterlegenen Präsidentschaftskandidaten Flávio Bolsonaro erkennt das Ergebnis der Wahl in Brasilien vom Sonntag an. Bolsonaro hatte zunächst angekündigt, die Annullierung der Stichwahl beantragen zu wollen. Am Montag indes erklärte der Vorsitzende von Bolsonaros rechter Liberalen Partei (PL), Valdemar Costa Neto, das Abstimmungsergebnis zu akzeptieren, wie es vom Wahlgericht verkündet wurde. Zugleich forderte Costa Neto aber eine Klärung offener Fragen zum Wahlprozess.
Bolsonaro hatte zunächst Einwände gegen das Ergebnis der Stichwahl erhoben und sich geweigert, seine Niederlage anzuerkennen. Der linke Amtsinhaber Luiz Inácio Lula da Silva hatte bei der Stichwahl am Sonntag laut dem offiziellen Ergebnis 51,8 Prozent der Stimmen bekommen, sein rechtsgerichteter Herausforderer Bolsonaro 48,2 Prozent.
US-Justizministerium klagt Ex-FBI-Chef Comey zum dritten Mal an
Die Regierung von US-Präsident Donald Trump hat neue Anschuldigungen gegen den früheren FBI-Direktor James Comey erhoben. Wie aus einer an diesem Montag veröffentlichten Strafanzeige hervorgeht, wird dem prominenten Trump-Kritiker zur Last gelegt, Informationen zur nationalen Verteidigung weitergegeben zu haben. Demnach wird Comey vorgeworfen, die Informationen im Oktober 2016, als er noch Chef des FBI war, an eine "Person weitergegeben zu haben, die nicht berechtigt war, diese zu erhalten".
Das US-Justizministerium hatte ⁠Comey ​bereits zweimal angeklagt. Eine Anklage ​wegen des Vorwurfs der Falschaussage vor dem Kongress ​wurde von einem ‌Richter abgewiesen. Ein weiteres Verfahren wegen einer mutmaßlichen Drohung gegen Präsident Donald ​Trump ⁠in den sozialen Medien ist noch anhängig.
Ebola-Patientin von Nigeria in die Schweiz evakuiert
Die erste mit Ebola infizierte Patientin im westafrikanischen Nigeria ist in die Schweiz ausgeflogen worden. Das bestätigte das nigerianische Gesundheitsministerium auf der Onlineplattform X. Die Schweizerin habe in Begleitung ihres Mannes - einem Schweizer Diplomaten - die Hauptstadt Abuja mit einem speziell ausgerüsteten Flugzeug unter strengen Schutzmaßnahmen verlassen.
Die Patientin war aus dem ostafrikanischen Uganda eingereist. Uganda grenzt im Westen an die Demokratische Republik Kongo, wo seit Mitte Mai knapp 10.000 Ebola-Fälle und fast 5000 Todesfälle gemeldet wurden.
Bayerns Harry Kane gewinnt den Ballon d'Or
Der Fußballspieler Harry Kane, der beim Verein FC Bayern München unter Vertrag steht, ist mit dem Ballon d'Or für sein herausragendes Fußballjahr ausgezeichnet worden. Der 33 Jahre alte Kapitän der englischen Nationalmannschaft wurde am Abend in London geehrt. Als beste Fußballerin wurde die Spanierin Alexia Putellas ausgezeichnet, die im Sommer vom FC Barcelona zu den London City Lionesses gewechselt war.
Kane ist der erste Bayern-Spieler seit Karl-Heinz Rummenigge, der die Auszeichnung 1981 gewinnen konnte, und der erste Engländer seit Michael Owen, der die Trophäe 2001 bekam. Vergeben wird die prestigeträchtige Auszeichnung vom Fachmagazin "France Football" und der Europäischen Fußball-Union UEFA.
pg/fab/as/ack (dpa, afp, rtr)
Dieser Artikel wurde um 9.00 Uhr (MEZ) erstellt und wird nicht weiter aktualisiert.
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Neue Studie zur Grundsicherung: Die Fehler aus der Bürgergeld-DebatteArbeiten lohnt sich. Das galt für das Bürgergeld genauso wie für die neue Grundsicherung. Das zeigt eine neue Studie der Hans-Böckler-Stiftung.
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Wenn der Staat Langzeitarbeitslosen zu viel Geld gebe, verhindere er, dass sie sich eine neue Arbeit suchen. Unter anderem mit diesem Argument begründete die Union 2025 die damals emotional diskutierte Einschränkung des Bürgergelds. Daraufhin führte die Bundesregierung die neue, knappere Grundsicherung ein. Doch nun zeigt eine Studie, dass die materielle Motivation für eigene Arbeit durchaus gegeben ist – und zwar überall in Deutschland.
Wer zum Mindestlohn arbeitet, hat deutlich mehr Geld zur Verfügung als Leute, die nur Grundsicherung beziehen. Das ist das Ergebnis der neuen Untersuchung der gewerkschaftlichen Hans-Böckler-Stiftung unter dem Titel „Lohnt sich Arbeit in Deutschland auch 2026 noch?“. Im deutschen Durchschnitt „liegt der Einkommensvorteil bei rund 623 Euro monatlich im Falle einer alleinstehenden Person, die Vollzeit zum Mindestlohn arbeitet“, schreiben die Fachleute der Stiftung. An diesem Vergleich habe sich durch den Wechsel von Bürgergeld zu Grundsicherung grundsätzlich nichts geändert.
Mehr Geld haben dabei auch Alleinerziehende zur Verfügung: So hat eine alleinerziehende Person „mit einem Kind von fünf Jahren bei Vollzeitbeschäftigung zum Mindestlohn im Bundesdurchschnitt rund 757 Euro mehr zur Verfügung als bei Grundsicherungsbezug.“ Ein ähnlicher Vorteil ergebe sich für ein Paar mit zwei minderjährigen Kindern, heißt es in der Untersuchung. Außerdem wächst der finanzielle Vorteil eigener Arbeit mit der Zahl der Kinder. Eine Erklärung hierfür: Die Kinderfreibeträge reduzieren die Steuer. Die Ergebnisse hat die Stiftung für alle deutschen Stadt- und Landkreise aufgearbeitet.
Die Daten zeigen den Lohnabstand zwischen der niedrigen, staatlichen Sozialleistung, die das Existenzminimum sichern soll, und der Untergrenze der Löhne, die Ar­beit­neh­me­r:in­nen selbst erwirtschaften können. Ist dieser Lohnabstand zu klein, sei die Grundsicherung zu großzügig, lautet oft das Argument von konservativer und rechter Seite. Die Mitte-links-orientierte Gewerkschaftsstiftung betont dagegen: Wer arbeitet, erwirtschaftet erheblich mehr. In dieser Logik gibt es keinen Grund, die Sozialleistung zu drücken.
Hohe Mieten beeinflussen die Grundsicherung
„Der Streit um das Bürgergeld im vergangenen Jahr war ein eindrückliches Beispiel dafür, wie Sozialdebatten nicht geführt werden sollten“, sagt Bettina Kohlrausch, die wissenschaftliche Direktorin des Böckler-Instituts WSI. „Vielfach wogen Vorurteile schwerer als Fakten.“
Wobei der Lohnabstand regional schwankt. Eher niedrig liegt er zum Beispiel in Großstädten wie Frankfurt am Main und München. Das hat etwas mit den dort sehr hohen Mieten zu tun. Die Kosten der Unterkunft übernimmt die jeweilige Stadt in gewissem Rahmen für diejenigen, die Grundsicherung beziehen – was das Niveau der Sozialleistung anhebt.
Mit Mindestlohn bekommt man auch deshalb mehr als mit der Grundsicherung, weil die Beschäftigten zusätzliche Sozialleistungen beantragen können, etwa das staatliche Wohngeld, das die hohen Wohnungskosten bezuschusst. Hinzu kommen Kindergeld, Kinderzuschlag und der Unterhaltsvorschuss für Alleinerziehende. Das alles sind Leistungen, die verhindern sollen, dass Beschäftigte mit niedrigen Einkommen auf die Grundsicherung angewiesen sind. Eine Rolle spielen zusätzlich die Regelungen für sogenannte Aufstocker: Wer noch Grundsicherung erhält, parallel aber schon arbeitet, kann einen Teil des selbst verdienten Lohns behalten. Auch das soll dazu motivieren, sich aus der Sozialleistung herauszuarbeiten.
Negativ könnte sich es auswirken, warnt Kohlrausch, wenn die Union-SPD-Regierung wie geplant aus Spargründen das Wohngeld kürze: „Das würde den Lohnabstand insbesondere bei Familien tendenziell reduzieren.“
Gemeinsam für freie Presse

Die taz gehört zu 100 Prozent ihren Leser:innen und ist damit nicht nur konzernfrei, sondern auch kostenfrei zugänglich. Alle Artikel stellen wir frei zur Verfügung, ohne Paywall. Gerade in diesen Zeiten müssen Einordnungen und Informationen allen zugänglich sein. Unsere Leser:innen müssen nichts bezahlen, wissen aber, dass kritischer, unabhängiger Journalismus nicht aus dem Nichts entsteht. Dafür sind wir sehr dankbar. Damit wir auch morgen noch unseren Journalismus machen können, brauchen wir mehr Unterstützung für taz zahl ich. Dank Ihnen haben wir nun die 50.000 erreicht. So viele unterstützen freiwillig und regelmäßig. Noch nicht dabei? Werden Sie jetzt Teil der Community!

Jetzt unterstützen
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    Abschiebezentrum am Flughafen Frankfurt soll doppelt so groß werden

    27.10.2026, 14:13

    
Abgeschirmt vom Regelbetrieb Abschiebezentrum am Flughafen soll doppelt so groß werden
Am Frankfurter Flughafen werden schon jetzt täglich so viele Menschen abgeschoben wie an keinem anderen deutschen Flughafen. Das dafür zuständige Zentrum der Bundespolizei soll im Mai 2027 umziehen - weiter weg vom Hauptbetrieb, auf eine größere Fläche. Daran wächst Kritik.
mehr erfahren)

[image: Von hinten zu sehen ist eine Person mit gelber Weste und drei weitere Personen, die durch einen Flughafenbereich laufen ]
Weit im Westen des Frankfurter Flughafens, mehrere Kilometer von den Terminals entfernt, wird gerade gebaut: In das ehemalige Firmengebäude des Chemieunternehmens Ticona soll ab Mai 2027 das Flughafen-Abschiebezentrum der Bundespolizei einziehen.
Der Umbau sei aktuell in vollem Gange, eine Besichtigung vor Ort deshalb nicht möglich, heißt es von Jörg Martienßen, dem Sprecher der Bundespolizei am Flughafen. Aktuell arbeitet der sogenannte Rückführungsdienst der Bundespolizei noch im Terminal 2, das für den normalen Flug- und Passagierbetrieb wegen Sanierungsarbeiten bereits geschlossen ist.
"Gestiegene Bedarfe in den vergangenen Jahren"
Umziehen soll das Abschiebezentrum aber laut Martienßen nicht nur wegen der Modernisierungsarbeiten am Terminal 2. "Auch gestiegene Bedarfe in den vergangenen Jahren machen die Ertüchtigung eines neuen Rückführungsgebäudes erforderlich", so der Polizeisprecher.
Die Fläche des neuen Abschiebezentrums sei im Vergleich zu den aktuellen Räumlichkeiten mehr als doppelt so groß. Täglich könnten von dort etwa 100 Menschen abgeschoben werden, rund doppelt so viele wie bisher. Außerdem sollen vom neuen Rückführungszentrum zwei sogenannte Chartermaßnahmen pro Woche möglich sein.
Externen Inhalt von Datawrapper (Datengrafik) anzeigen?
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Obwohl die Zahl der Abschiebungen vom Frankfurter Flughafen in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen hat, lag sie zuletzt weit unter 100 Menschen am Tag: Wie aus einer Antwort der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage der Linken im Bundestag hervorgeht, wurden in der ersten Jahreshälfte von Frankfurt aus 3.650 Menschen in Drittstaaten oder in ihre Heimatländer abgeschoben - im Schnitt etwas mehr als 20 Personen pro Tag.
Elf Mal gab es demnach in diesem Zeitraum Sammelabschiebungen per Charter. Diese Charterflüge finden laut der Bundespolizei bislang im Gatebereich statt. "Künftig können auch Chartermaßnahmen im neuen Rückführungsgebäude durchgeführt werden, und dies komplett abseits des regulären Flughafenbetriebs", erklärt er. Möglich mache das ein eigener Zugang des Gebäudes zum Vorfeld.
Kritik aus der Zivilgesellschaft
Während die Bundespolizei sich von dem neuen Gebäude deutliche Verbesserungen bei den Arbeitsabläufen verspricht, stößt das Ausmaß des Ausbaus bei zivilgesellschaftlichen Organisationen auf deutliche Kritik.
Von einem "Abschiebewahn" spricht etwa die Initiative Welcome United, die zuletzt am vergangenen Samstag bundesweit - unter anderem am Frankfurter Flughafen - gegen den "Ausbau von Abschiebeinfrastruktur" demonstrierte. Nach Polizeiangaben beteiligten sich rund 350 Menschen an der Aktion in Frankfurt.
[image: Demozug durch eine Flughafenhalle, Blick aus einem oberen Geschoss nach unten auf die Demonstrierenden mit Bannern. Schriftzug "Stop Deportation" ist zu lesen.]Das Bundesinnenministerium verteidigt den Ausbau der Kapazitäten des Abschiebezentrums am Frankfurter Flughafen auf hessenschau-Anfrage: "Wie im Koalitionsvertrag vereinbart, ist es das Ziel der Bundesregierung eine konsequentere Durchsetzung der Ausreisepflichten zu erreichen", so ein Sprecher des CSU-geführten Ministeriums. Deutschlandweit liege die Zahl der ausreisepflichtigen Personen zum Stichtag 30. September bei 256.873.
"Separierung vom Regelbetrieb"
Die Darmstädterin Doro Köhler aus der Welcome United-Ortsgruppe kritisiert am neuen Abschiebezentrum in Frankfurt aber nicht nur die Größe, sondern auch die Lage: So weit fernab der restlichen Flughafen-Gebäude gebe es "keinen Zugang für kritische Öffentlichkeit, keine unabhängige Beratung, keine Möglichkeit der unterstützenden Kontakte", so Köhler.
In eine ähnliche Richtung geht die Kritik von Asylrechts-Experte Maximilian Pichl von der Frankfurt University of Applied Sciences. Er befürchte eine "Separierung vom Regelbetrieb, die für die Betroffenen Schwierigkeiten mit sich bringen wird".
Oft kämen Menschen nach ihrer Abholung durch die Landespolizeien "nicht gut behandelt" am Flughafen an, sagt Pichl. Mal kaum bekleidet, mal ohne ausreichende Versorgung mit Nahrung oder Wasser - so dokumentierte es auch die kirchliche Abschiebebeobachtung in ihrem jüngsten Tätigkeitsbericht.
"Dann ist es manchmal so, dass Unterstützer:innen am Flughafen nochmal auf die letzten Minuten versuchen, eine Flasche Wasser oder Babynahrung zu organisieren", sagt Pichl. "Wenn das jetzt alles nicht mehr im Terminal 2 stattfindet, sondern weit weg, ist das ja gar nicht mehr möglich", so der Rechtswissenschaftler.
	Die Kritik von Welcome United und anderen Initiativen, die zuletzt Proteste gegen einen "Ausbau von Abschiebeinfrastrukturen" ankündigten, richtet sich in Frankfurt auch gegen das sogenannte Grenzverfahren am Flughafen.
	Die Grenzverfahren gibt es seit Inkrafttreten der EU-Asylrechtsreform im Sommer 2026. Zuvor gab es bereits das ähnliche Flughafenverfahren für bestimmte Personengruppen, die über den Flughafen einreisen und Asyl beantragen wollen.
	Dabei müssen sich die Betroffenen für die Dauer des Verfahrens im Transitbereich des Flughafens aufhalten.
	Schon für die Flughafenverfahren gab es im Bereich der Cargo City Süd ein Gebäude, in dem Menschen für mehrere Wochen untergebracht werden konnten. Laut dem Hessischen Sozialministerium wurde dieses Gebäude umgebaut, sodass nun 200 Menschen darin Platz finden. Aktuell seien 36 Plätze belegt.

Kritik auch an Grenzverfahren
	Die Kritik von Welcome United und anderen Initiativen, die zuletzt Proteste gegen einen "Ausbau von Abschiebeinfrastrukturen" ankündigten, richtet sich in Frankfurt auch gegen das sogenannte Grenzverfahren am Flughafen.
	Die Grenzverfahren gibt es seit Inkrafttreten der EU-Asylrechtsreform im Sommer 2026. Zuvor gab es bereits das ähnliche Flughafenverfahren für bestimmte Personengruppen, die über den Flughafen einreisen und Asyl beantragen wollen.
	Dabei müssen sich die Betroffenen für die Dauer des Verfahrens im Transitbereich des Flughafens aufhalten.
	Schon für die Flughafenverfahren gab es im Bereich der Cargo City Süd ein Gebäude, in dem Menschen für mehrere Wochen untergebracht werden konnten. Laut dem Hessischen Sozialministerium wurde dieses Gebäude umgebaut, sodass nun 200 Menschen darin Platz finden. Aktuell seien 36 Plätze belegt.

Abschiebebeobachtung: "Viele Familien, viele Kinder"
Eine der wenigen Personen, die unabhängig von staatlichen Stellen Einblicke in das neue Abschiebezentrum bekommen wird, ist Melisa Ergül-Puopolo: Als kirchliche Abschiebebeobachterin arbeitet sie in den Räumen der Bundespolizei. Im Auftrag der Diakonie Frankfurt und Offenbach ist sie nach eigenen Angaben wöchentlich im Schnitt bei rund 30 Abschiebungen dabei.
"Was ich begleiten kann, ist wirklich nur ein Bruchteil der Abschiebungen am Frankfurter Flughafen", sagt Ergül-Puopolo. "Was für mich aber in den vergangenen Monaten ganz klar auffällig war: Dass ich da viele Menschen getroffen habe mit Ausbildungsverträgen, festen Arbeitsstellen, viele Familien, sehr viele Kinder", so die Juristin.
[image: Frau mit gelber Weste schaut in die Kamera, im Hintergrund ist das Innere eines Flughafengebäudes zu sehen]
Das Terminal 2 beschreibt auch sie als "in die Jahre gekommen". Dort gebe es bislang keine getrennten Aufenthaltsräume für Kinder und Familien. "Da gibt es Fesselungen, widerständige Handlungen, Dinge, die Kinder nicht mitansehen sollten", sagt Ergül-Puopolo. Deshalb habe sie sich dafür eingesetzt, dass im neuen Gebäude ein Familienzimmer eingerichtet werde.
Mit finanzieller Unterstützung der Diakonie werde dies nun umgesetzt. Jörg Martienßen von der Bundespolizei bestätigt, dass es in dem neuen Gebäude solche getrennten Bereiche geben werde, sowohl für "beim Vollzug von Einzelmaßnahmen als auch beim Vollzug von Chartermaßnahmen".
Poseck: "Abschiebung und Abschiebehaft unverzichtbar"
Welcome United und andere Initiativen kritisieren an den Entwicklungen an Flughäfen deutschlandweit, dass der Staat hohe Summen für den Ausbau der Infrastruktur für Abschiebungen ausgebe, während in anderen Bereichen gekürzt werde.
Auf hessenschau-Anfrage nach den Kosten liegt bislang keine Antwort aus dem Bundesinnenministerium vor. Das Land Hessen sei für das Zentrum der Bundespolizei nicht zuständig und könne sich deshalb auch nicht zu den Kosten äußern, heißt es aus dem Hessischen Innenministerium.
Die grundsätzliche Linie in der Migrationspolitik verteidigt Hessens Innenminister Roman Poseck (CDU) jedoch gegen die Kritik: "Hessen steht für eine Migrationspolitik, die Humanität und Konsequenz miteinander verbindet", teilte er schriftlich mit. Dazu gehöre auch: "Abschiebung und Abschiebehaft sind zur Durchsetzung unseres Rechtsstaats unverzichtbar."
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    Strafverfahren gegen Lehrer aus Hessen wegen israelkritischer Posts eingestellt

    27.10.2026, 11:44

    

Beamter bleibt vorerst vom Dienst suspendiert Strafverfahren gegen hessischen Lehrer wegen israelkritischer Posts eingestellt

Auf seinem Instagram-Account hatte ein Lehrer aus Hessen scharfe Kritik an der israelischen Kriegsführung in Gaza geäußert. Das Strafverfahren gegen ihn wurde nun eingestellt. Ob der Mann wieder als Lehrer arbeiten darf, ist aber noch offen.

mehr erfahren)





[image: Blick auf die Tafel aus der Froschperspeektive in einem leeren Klassenraum]
Seit etwa einem Jahr ist ein Gymnasiallehrer aus Hessen vom Dienst suspendiert: Hintergrund sind Aktivitäten auf seinem privaten Instagram-Kanal, wobei er scharfe Kritik an der israelischen Kriegsführung in Gaza äußerte. Die Äußerungen erfüllten den Straftatbestand der Volksverhetzung nicht, entschied nun die Staatsanwaltschaft Mainz.

Wie die Behörde auf Nachfrage des Evangelischen Pressediensts (epd) am Montag mitteilte, sei das Ermittlungsverfahren mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellt worden.

Schulamt hatte Lehrer vom Dienst suspendiert

Der Mathe- und Informatiklehrer hatte auf seinem Social Media-Account unter anderem der Bundesregierung vorgeworfen, israelische Kriegsverbrechen zu unterstützen und die Position vertreten, Palästinenser hätten das Recht, sich auch gewaltsam gegen die Besatzung zu wehren.

Daraufhin hatte das zuständige Schulamt in Hessen dem Mann unter Berufung "auf beamtenrechtliche Pflichtverletzungen und mögliche Straftaten" mit sofortiger Wirkung die Führung der Dienstgeschäfte verboten.

Lehrer hält Äußerungen nicht für verfassungsfeindlich

"Ich habe keine verfassungsfeindlichen Positionen vertreten", betonte der Lehrer gegenüber der epd, nachdem er sich einige Monate nach der Suspendierung an die Öffentlichkeit gewandt hatte. Nach dem Hamas-Angriff auf Israel im Oktober 2023 habe er noch eine Solidaritätsveranstaltung für die israelischen Opfer besucht.

Später aber habe er auf seinem privaten Instagram-Kanal auch den israelischen "Völkermord" in Gaza verurteilt und das Recht der Palästinenser auf Widerstand gegen die Besatzung betont: "Es ist eine Gewissensfrage: Kann ich schweigen, wenn ich Unrecht erlebe?", sagte er gegenüber der epd damals.

Offen, ob Lehrer wieder unterrichten darf

Zurück in den Schuldienst geht es für den Lehrer nach der Einstellung der strafrechtlichen Ermittlungen noch nicht: Das Disziplinarverfahren der Schulbehörden ruhte für die Dauer der Ermittlungen bei der Staatsanwaltschaft monatelang. Wie der zuständige Oberstudienrat bestätigte, läuft dieses Verfahren nun weiter.

Der Ausgang dieses Verfahrens ist unabhängig von den nun eingestellten strafrechtlichen Ermittlungen zu betrachten, da für dienstliche Vergehen im Beamtenverhältnis strengere Maßstäbe gelten als im Strafrecht.

Das zuständige hessische Bildungsministerium will den Fall bislang nicht kommentieren. Zu Personalangelegenheiten könnten öffentlich grundsätzlich keine Stellungnahmen abgegeben werden.
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    Kommentar zum Hessentrend: Rheins Schlingerkurs hat der CDU nicht geholfen

    27.10.2026, 09:40

    

Rheins Schlingerkurs hat der CDU nicht geholfen

Die CDU rutscht ab, von der AfD ist sie fast eingeholt worden: Der aktuelle hr-Hessentrend bietet Ministerpräsident Boris Rhein Anlass zum Nachdenken über seine jüngste Politik der kurz getakteten Schlagzeilen. Denn die Ursachen für das Tief sind nicht nur in der Bundespolitik zu finden. Ein Kommentar.

mehr erfahren)





[image: Boris Rhein]
Was für ein Triumph war das vor drei Jahren: die CDU der unangefochtene Sieger der Landtagswahl, Boris Rhein ihr strahlendes Gesicht. Eineinhalb Jahre zuvor hatte Ministerpräsident Volker Bouffier ihm sein Amt vererbt, die Grünen hatten den Nachfolger klaglos und koalitionstreu mitgewählt. In Berlin dilettierte die Ampelregierung, und in Wiesbaden gab Rhein den jovialen Landesvater, der freundlich winkend über die Volksfeste zog, sich aber politisch wenig aus der Deckung wagte.

"Grüßaugust" - so hatte ihn seine Rivalin Nancy Faeser (SPD), die damalige Bundesinnenministerin, im Wahlkampf verspottet. Das focht Rhein und das Wahlvolk nicht an, im Gegenteil. Bei der Landtagswahl erreichte die CDU 34,6 Prozent. Rhein konnte sich aussuchen, mit wem er koalieren wollte. Er gestattete der SPD, an seiner Seite zu regieren und schickte die von ihm ungeliebten Grünen in die Opposition.

So komfortabel dürfte es bei der nächsten Hessen-Wahl in zwei Jahren nicht mehr für den amtierenden Regierungschef werden. Unter seiner Führung hat die CDU seit damals fast zehn Prozentpunkte eingebüßt, wie der hr-Hessentrend zeigt. Seine Partei liegt mittlerweile bei 25 Prozent - also nur noch einen Wimpernschlag vor der AfD, die auf 23 Prozent kommt.

Hausgemachte Gründe

Das liegt nicht nur am Bundestrend. Gewiss, die schlechte Performance der Union in der Bundesregierung unter CDU-Kanzler Friedrich Merz zieht auch den hessischen Landesverband nach unten. Aber es gibt ebenso hausgemachte Gründe für den Absturz. Die Zufriedenheit mit der Landesregierung hat massiv abgenommen. Das gilt auch für das Vertrauen darauf, dass die CDU die wichtigsten Aufgaben im Land lösen könnte.

Beispiel gefällig? Im Koalitionsvertrag von CDU und SPD wird erklärt: "Die wichtigste Bank Hessens ist und bleibt die Schulbank." Doch dann werden Lehrerstellen an integrierten Gesamtschulen und an Brennpunktschulen gestrichen. Nach Protesten werden die Streichungen halbwegs zurückgenommen und in einem sogenannten "Bildungspaket" weitere Schulstunden in Aussicht gestellt, allerdings erst für die kommenden Jahre.

Auch an den Universitäten wird gekürzt. Die Goethe-Universität in Frankfurt plant, 60 Professuren zu streichen und 455 Studienplätze ebenso. Der Hochschulpakt zwingt sie zum Sparen. Bei den Wählerinnen und Wählern verfestigt sich der Eindruck: Auf dem Gebiet der Bildung gibt es in Hessen die größten Probleme, und die Landesregierung löst sie nicht.

Externen Inhalt von Datawrapper (Datengrafik) anzeigen?
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Kein Wochenende ohne Interview

Die bundespolitische Zurückhaltung hat Rhein ebenfalls hinter sich gelassen. Seit Wochen versucht er, sich und seine Hessen-Partei als besonders konservative Variante der CDU zu vermarkten. Kaum ein Wochenende vergeht ohne Interview, in dem er knackige Forderungen aufstellt: keine "Teuer-Steuer" auf zuckerhaltige Getränke, keine Steuererhöhung für Tabak und Sekt, eine Fortführung des Tankrabatts, eine neue "Stadtbild"-Debatte, ein Ende der Brandmauer zur AfD, Ausschussvorsitzende für die AfD im Bundestag, eine Abschaffung der CO2-Abgabe und, und, und…

Genauere Erklärungen bleibt er selbst auf Nachfrage schuldig: Was heißt es genau, wenn er "Menschen hinter der Brandmauer hervorholen" will? Womit sollen die milliardenteuren Steuerausfälle kompensiert werden, falls der Tankrabatt auch im kommenden Jahr fortgeführt würde? Wo genau soll die neue Stadtbild-Debatte hinführen, die er vorschlägt? Wenn die CO2-Bepreisung abgeschafft wird: Wie will er die Klimaziele einhalten, zu denen sich Deutschland und Hessen verpflichtet haben?

Wer hat eigentlich regiert?

Rhein sagt zurecht: "Wir dürfen nicht länger hinnehmen, dass islamistische Gefährder und Straftäter unsere Sicherheit bedrohen.“ Aber er gehört eben auch der CDU an, die seit 1999 in Hessen den für Sicherheit zuständigen Innenminister stellt, vier Jahre lang war er es sogar selbst. Wurde in dieser Zeit die Bedrohung durch islamistische Attentäter etwa hingenommen?

"Nicht zuviel versprechen, aber alles halten" - das hat Rhein zum Motto seiner Regierung erhoben, um politisches Vertrauen zurückzugewinnen. Sein schlecht erklärtes Forderungs-Stakkato bewirkt gerade das Gegenteil. Das Vertrauen in ihn und seine Partei ist dramatisch gesunken, minus sieben Prozentpunkte in acht Monaten.

Rote Linien und Koalitionen

Und so würde es derzeit weder für die Fortsetzung der Koalition mit der SPD reichen noch für eine Wiederholung von Schwarz-Grün. Eine Zweierkoalition wäre nur zwischen CDU und AfD möglich. Die schließt Rhein bislang aus.

"Kein anständiger Christdemokrat will mit der AfD koalieren", hat CDU-Landeschef Rhein mehrfach beteuert. Gleichzeitig hat er sich als Fan des Konzepts der "Roten Linien" geoutet. Das bedeutet, Mehrheiten in Sachfragen nötigenfalls auch mit der AfD zu bilden. Es dürfte nur nicht wesentlichen Prinzipien der CDU wie EU-Integration oder der Ablehnung von Diktaturen widersprechen.

Im hr-Hessentrend sagt rund ein Drittel der Befragten ganz ähnlich, über eine Zusammenarbeit mit der AfD solle von Fall zu Fall entschieden werden. Ein weiteres Drittel lehnt eine Zusammenarbeit mit der unter Rechtsextremismusverdacht stehenden AfD aber entschieden ab.
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Nachvollziehbarer Kurs gesucht

Jetzt kommt es darauf an, welche Schlüsse Boris Rhein und die hessische CDU aus solchen Zahlen ziehen. Steuern sie auf eine wie auch immer geartete Zusammenarbeit mit der AfD zu? Wenn nicht in einer Koalition, dann in einer Minderheitsregierung, wie es das Konzept der "Roten Linien" verfolgt?

Oder fährt Rhein einen nachvollziehbaren Kurs, bei dem nicht länger auf folgenlose Schlagzeilen gesetzt wird? Das derzeitige Schlingern hat der CDU jedenfalls nicht geholfen, im Gegenteil.
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    Gast von Designerstuhl gestürzt: Restaurant haftet nicht
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Urteil des Oberlandesgerichts Frankfurt Frau stürzt von Restaurantstuhl – und scheitert mit Klage

Eine Frau stürzt in einem Frankfurter Restaurant von einem Stuhl und klagt gegen den Betreiber. Der Stuhl hat zwar eine ungewöhnliche Form - aber ein Gast müsse bei der Kipp-Gefahr auch selbst etwas mitdenken, urteilt das Gericht.

mehr erfahren)





[image: Justizia-Statue von unten fotografiert.]
Der berühmte Architekt Ludwig Mies van der Rohe soll einst gesagt haben, es sei schwerer, einen Stuhl zu bauen als einen Wolkenkratzer. Aber auch das Sitzen selbst birgt je nach Design Schwierigkeiten und Risiken: Das Oberlandesgericht Frankfurt hat in einem Urteil festgehalten, dass die Person, die sich auf einen Stuhl setzt, nicht frei zu sprechen ist von der Verantwortung, das Sitzen den Eigenschaften des Möbelstücks anzupassen.

Zuvor wies bereits das Landgericht die Klage einer Frau zurück, die von einem Frankfurter Restaurant 7.000 Euro verlangte, nachdem sie vom Stuhl gefallen war. Die Klägerin ging in Berufung.

Ein Hand-Stuhl in der Hauptrolle

Die Hauptrolle in dem Fall spielt dabei ein Designerstuhl: Die Frau ließ sich in einem Frankfurter Restaurant auf einem Stuhl nieder, der die Form einer Hand hat. Genauer gesagt nahm die Frau laut dem Gericht auf dem Handteller Platz, die Finger bildeten die Rückenlehne - und das Ganze stand nicht auf Stuhlbeinen, sondern "auf einer an einen Arm erinnernden, nach oben hin schmaler werdenden Säule".

Offenbar eine wackligere Angelegenheit als der klassische Vier-Bein-Stuhl, denn was dann passierte, führte zum Rechtsstreit: Die Frau "stürzte nach wenigen Minuten aus zwischen den Parteien streitigen Gründen zur Seite um", teilte das Gericht mit. Sie brach sich einen Finger.

Design darf sein - trotz Umsturzgefahr

Die Frau klagte und berief sich dabei auf eine Norm für Sitzmöbel, die "DIN EN 16139 (Sicherheit, Festigkeit und Dauerhaltbarkeit von Sitzmöbeln im Nicht-Wohnbereich)". Das Gericht lehnte das ab - Restaurantmöbel müssten diese Norm nicht erfüllen, begründete der Senat seine Entscheidung.

Zwar müsse ein Restaurant seinen Gästen einen gefahrlosen Aufenthalt ermöglichen - das bedeute aber nicht, "jegliche überhaupt denkbare Gefahr" auszuräumen, erläuterte das Gericht. Die Gäste seien außerdem nicht völlig aus der Pflicht genommen, auf ihre Sicherheit auch selbst zu achten.

Es sei also schon möglich, ein Sitzmöbel im Restaurant auch nach Kriterien von Optik und Design auszusuchen - es seien also auch Sitzmöbel ohne vier Beine zulässig. Und zwar auch dann, wenn im Vergleich eine "erhöhte Gefahr des Umsturzes" möglich sei.

Mitdenken beim Hinsetzen

Das Gericht erwartet von den Gästen ein Mitdenken beim Hinsetzen: "Entscheidet sich eine Person für das Sitzen auf einem Sitzmöbel, bei welchem es sich augenscheinlich nicht um einen klassischen Stuhl handelt, hat sie sich daher mit der Eigenschaft und einer etwaigen Kippneigung (...) gedanklich zu beschäftigen".

Die Frau hätte also die Gefahr erkennen und sich sitztechnisch darauf einstellen können. Nach dem Hinweisbeschluss des Oberlandesgerichts nahm die Klägerin ihre Berufung zurück. Das Urteil ist rechtskräftig (Aktenzeichen: Az. 9 U 104/25).
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Deutschland
NSU-Terroristin Zschäpe bleibt bis mindestens 2035 in Haft27. Oktober 2026Die Rechtsterroristin Beate Zschäpe muss bis mindestens 2035 in Haft bleiben. Der 6. Strafsenat des Oberlandesgerichts München habe die Mindestverbüßungsdauer für Zschäpe auf 24 Jahre bestimmt, teilte das Gericht mit. Die Untersuchungshaft wird dabei berücksichtigt. Zugleich habe der Senat es abgelehnt, die weitere Vollstreckung des Urteils zur Bewährung auszusetzen.
Mitwisserschaft eingeräumt
Das OLG München wertete zugunsten Zschäpes, dass diese anders als im eigentlichen NSU-Prozess inzwischen ihre Mitwisserschaft bei neun von zehn NSU-Morden eingeräumt habe. Das Gericht verwies dabei auf Zschäpes Aussage in einem Prozess gegen eine als NSU-Unterstützerin angeklagte Frau sowie auf eine persönliche Anhörung durch den Senat. Damit habe sie sich grundsätzlich zu ihrer Schuld bekannt.
Zudem habe Zschäpe "Scham darüber bekundet, das Leben unschuldiger, willkürlich ausgewählter Menschen zerstört oder massiv beeinträchtigt zu haben", erklärte das OLG.
Von dem ihren Taten zugrundeliegenden nationalsozialistischen Gedankengut habe sie sich distanziert. Ihr Verhalten im Vollzug habe keine Anhaltspunkte für ein Fortbestehen der rechtsextremistischen Einstellung geboten.
Die 51 Jahre alte Zschäpe könnte nach der jetzt ergangenen, noch nicht rechtskräftigen Entscheidung mit frühestens 60 Jahren aus dem Gefängnis entlassen werden. Die 51-Jährige verbüßt ihre Haftstrafe in der Justizvollzugsanstalt Chemnitz in Sachsen.
Zschäpe war 2018 zu lebenslanger Haft verurteilt worden
Beate Zschäpe, die sich ab 2011 in Untersuchungshaft befand, war 2018 im sogenannten NSU-Prozess vor dem Oberlandesgericht München wegen zehnfachen Mordes und anderer Straftaten als Mittäterin zu lebenslanger Haft verurteilt worden.
Nach Ablauf von 15 Haftjahren muss das Gericht überprüfen, ob der Rest der Freiheitsstrafe zur Bewährung ausgesetzt wird. Im Fall der NSU-Terroristin habe der Senat bereits am vergangenen Freitag entschieden, dass dies angesichts der Schwere der Schuld der Verurteilten nicht in Betracht komme. Erst nach der Mindestverbüßungsdauer von 24 Jahren sei die Frage einer "positiven Kriminalprognose" relevant. Sowohl Verteidigung als auch Bundesanwaltschaft können Beschwerde beim Bundesgerichtshof einlegen.
Zehn Morde in sieben Jahren
Die Mordserie der rechtsextremen Terrorgruppe Nationalsozialistischer Untergrund (NSU) begann am 9. September 2000 mit dem Mord an dem Nürnberger Blumenhändler Enver Şimşek. Bis 2007 tötete das NSU-Kerntrio insgesamt zehn Menschen. 
Neun der Opfer hatten einen Migrationshintergrund, ein Opfer war eine Polizistin. Jahrelang lebten die Mitglieder der Terrorzelle bis 2011 in Chemnitz und Zwickau weitgehend unbehelligt im Untergrund.
Neben Beate Zschäpe gehörten dem NSU-Trio die Thüringer Rechtsextremisten Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt an. Böhnhardt und Mundlos töteten sich im November 2011 in Eisenach nach einem Banküberfall auf der Flucht vor der Polizei selbst. Im Anschluss stellte sich Zschäpe der Polizei.
as/jj (dpa, epd, afp)
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Ukraine
Waffenruhe in ukrainischer Stadt Oleschky in Kraft27. Oktober 2026Nach Vermittlungsbemühungen von Papst Leo XIV. und der Frau des US-Präsidenten Donald Trump, Melania Trump, ist in der russisch besetzten südukrainischen Stadt Oleschky eine örtlich begrenzte Waffenruhe in Kraft getreten. Sowohl Moskau als auch Kyjiw bekannten sich zu der Feuerpause, die seit 3.00 Uhr (Ortszeit) gilt und die humanitäre Hilfe für eingeschlossene Zivilisten ermöglichen soll.
Dringend benötigt werden Lebensmittel, Wasser und Medikamente. Für Einwohner, die aus der rundum verminten Frontstadt fliehen wollen, sind sichere Korridore vorgesehen. Oleschky liegt am Ufer des Dnipro in der Region Cherson und ist seit 2022 von Russland besetzt.
Wechselseitige Anschuldigungen
Von ursprünglich rund 24.000 Menschen leben nach US-Angaben noch etwa 1700 bis 2000 dort, darunter etliche Kinder. Russland und die Ukraine hatten sich in den vergangenen Monaten gegenseitig beschuldigt, durch Beschuss der Stadt eine humanitäre Katastrophe ausgelöst zu haben.
In anderen Regionen gingen die Kämpfe unvermindert weiter. Bei einem russischen Angriff auf Kyjiw wurde eine wichtige Brücke über den Fluss Dnipro beschädigt, der auf seinem mehr als 2000 Kilometer langen Weg zum Schwarzen Meer auch die Hauptstadt passiert. Zudem sei Infrastruktur der Metro getroffen worden, teilte Kyjiws Bürgermeister Vitali Klitschko mit. Der Auto- und der Zugverkehr über die Südbrücke wurden nach städtischen Angaben eingestellt.
Drohnenangriff auf Bus in Saporischschja
Bei einem Drohnenangriff auf einen Bus im russisch kontrollierten Teil der südukrainischen Region Saporischschja wurde nach Angaben der dortigen Verwaltung mindestens ein Mensch getötet. 30 weitere seien verletzt worden, teilte der von Russland eingesetzte Gouverneur der Region mit.
Kremlsprecher Dmitri Peskow hatte am Montag erklärt, Russland werde seine Angriffe trotz der für November in Aussicht gestellten Dreiergespräche mit den USA und der Ukraine fortsetzen. Die Wiederaufnahme der Verhandlungen bedeute "keine Einschränkungen für die Kampfhandlungen". Moskau schloss allerdings weitere örtlich begrenzte Feuerpausen nicht aus.
Angst vor einem kalten Winter
Das russische Militär hatte seine Raketen- und Drohnenangriffe in den vergangenen Wochen noch einmal verstärkt und dabei vermehrt Energieeinrichtungen ins Visier genommen. Viele Ukrainer befürchten daher einen weiteren Winter mit eingeschränkter Strom- und Wärmeversorgung.
Finnlands Präsident Alexander Stubb und Norwegens Regierungschef Jonas Gahr Støre sprachen unterdessen mit dem russischen Präsidenten Wladimir Putin am Telefon über den Krieg. Ziel sei es gewesen, dem Kremlchef "direkt Botschaften bezüglich künftiger Verhandlungen zu übermitteln, die zur Beendigung des Krieges beitragen sollen", teilten die beiden Politiker in Helsinki mit. Das Gespräch habe auf ihren Wunsch hin stattgefunden. Sie stünden dabei klar an der Seite Kyjiws. Stubb erklärte, die eineinhalbstündige Diskussion sei "offen und inhaltlich fundiert" gewesen.
Dänische Regierungschefin "sehr skeptisch"
In Dänemark gab es indes Kritik an dem finnisch-norwegischen Vorstoß. Die dänische Ministerpräsidentin Mette Frederiksen sagte dem Rundfunk DR, sie stehe dem Telefonat mit Putin "sehr skeptisch" gegenüber. Zudem sei die Initiative nicht mit anderen Partnern abgestimmt worden. Sie sehe keine Anzeichen dafür, dass Russland Frieden mit Europa wolle, sagte Frederiksen weiter. Statt im Alleingang zu handeln, solle Europa zusammenhalten.
Stubb und Støre hatten in der vergangen Woche den ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj und US-Vermittler Steve Witkoff in Oslo getroffen. Witkoff führte danach Gespräche mit Putin, bei denen eine Wiederaufnahme von Dreierverhandlungen mit Russen, Ukrainern und Amerikanern vereinbart wurde. Die Gespräche sollen im November in Abu Dhabi, der Hauptstadt der Vereinigten Arabischen Emirate, stattfinden. Der Kreml zeigte sich offen für eine Einbeziehung Europas, das die Ukraine mit Waffen und Milliardenhilfen unterstützt.
jj/as (dpa, afp, rtr)
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Handball-Europapokal Melsungens Champions-League-Zukunft entscheidet sich in Skopje

Im letzten Gruppenspiel entscheidet sich, ob die MT Melsungen in die Hauptrunde der Champions League einzieht. Die Nordhessen haben ihr Schicksal selbst in der Hand, könnten aber auch Schützenhilfe aus Frankreich bekommen.

mehr erfahren)





[image: Nebojsa Simic jubelt. Im Hintegrund steht auf einer Bande: "Time for Champions"]
Die Champions-League-Zukunft der MT Melsungen entscheidet sich am Mittwochabend (18.45 Uhr) in Nordmazedonien. Im letzten Spiel der Gruppenphase sind die Nordhessen dann bei Vardar Skopje gefordert. Mit einem Sieg oder einem Unentschieden, so viel ist sicher, qualifiziert sich die MT für die Hauptrunde.

"Vardar hat ein starkes Team", warnt allerdings Rückraumspieler Reynir Thor Stefansson vor den bereits ausgeschiedenen Nordmazedoniern. Immerhin habe Skopje zuletzt gegen Nantes den ersten Sieg in der Champions League eingefahren. Das Hinspiel gegen Skopje gewann Melsungen knapp mit 33:31.

Mögliche Hauptrunden-Gegner stehen schon fest

Das Gute ist: Die MT hat zwar alles selbst in der Hand, selbst im Falle einer Niederlage ist das Champions-League-Aus aber noch nicht besiegelt. Dann käme es auf das Ergebnis im Parallelspiel zwischen Nantes und Wisla Plock aus Polen an. Trennen sich die beiden Teams unentschieden oder gewinnen die Polen, war es das mit der diesjährigen Königsklasse in Nordhessen. Ein Sieg der Franzosen wiederum reicht der MT fürs Weiterkommen – ganz gleich wie das Spiel in Skopje ausgeht.

Sollte Melsungen die Hauptrunde erreichen, stehen die kommenden Gegner bereits fest. Die Nordhessen bekämen es dann mit dem KC Veszprém aus Ungarn, mit den Füchsen aus Berlin, mit Aalborg aus Dänemark und Paris Saint-Germain zu tun. "Mehr Gründe braucht es nicht, um in Skopje alles zu geben", ließ die MT wissen. Na dann...
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Seniorenheim in Bad Vilbel Prozess wegen versuchten Mordes: Altenpfleger spricht erstmals über sein Motiv

Ein Altenpfleger soll dementen Seniorenheim-Bewohnern in Bad Vilbel Insulin gespritzt haben, sodass sie in einen lebensbedrohlichen Zustand gerieten. Vor Gericht räumte er die Taten ein - und lieferte eine Erklärung zum Motiv.

mehr erfahren)





[image: Ein Tropfen Insulin hängt an einer Nadelspitze eines Insulin-Pen.]
Der Altenpfleger hat zum Prozessauftakt gegen ihn die angeklagten Taten gestanden. "Ich übernehme für mein Verhalten die Verantwortung", las der Rechtsanwalt des 39-Jährigen im Landgericht Frankfurt am Dienstag eine vorbereitete Erklärung vor.

Er habe damit auf Missstände in dem Seniorenheim aufmerksam machen wollen. Der 39-Jährige habe niemanden schaden oder gar töten wollen, so der Anwalt weiter.

Die Staatsanwaltschaft wirft dem Mann vor, in einem Pflegeheim in Bad Vilbel (Wetterau) von Juli bis September 2025 mehrere Bewohnerinnen und einen Bewohner durch medizinisch überflüssige Insulin-Spritzen in Lebensgefahr gebracht haben. Es geht unter anderem um versuchten Mord.

Angeklagter war Leiter eines Bereichs für Demenz-Kranke

Der Mann hatte im Jahr 2010 seine Ausbildung zum staatlich anerkannten Altenpfleger abgeschlossen und in den Folgejahren für mehrere Altenheime im Rhein-Main-Gebiet gearbeitet.

Im September 2023 begann er seine Arbeit in dem Seniorenheim in Bad Vilbel. Dort war er der Leiter des Wohnbereichs für an Demenz erkrankte Menschen, laut seiner Auskunft lebten 22 Patientinnen und Patienten auf dieser Station. Betreut worden seien diese von insgesamt zehn Mitarbeitern.

Anwalt: zu viel Arbeit für zu wenig Personal

Der Angeklagte habe gehofft, dass im Krankenhaus etwa Ärzten der schlechte Zustand der alten Menschen auffalle und diese dann Druck auf das Heim ausüben würden, hieß es in der vom Rechtsanwalt verlesenen Erklärung. Er habe sich immer mehr überfordert gefühlt.

Es sei zu viel Arbeit für zu wenig Personal gewesen, die Patienten seien seiner Meinung nach nicht ausreichend versorgt worden. Er habe sich "rund um die Uhr Gedanken über die Bewohner gemacht". Schließlich sei er auf die Idee gekommen, Insulin zu spritzen.

Fünf Patienten betroffen

Der Anklage zufolge waren insgesamt fünf Patienten betroffen gewesen, nach früheren Angaben der Staatsanwaltschaft waren sie zwischen 83 und 88 Jahre alt. Sie alle sollen nicht an Diabetes gelitten haben, sodass die Insulingabe bei ihnen zu einem Abfallen des Blutzuckers führte und sie in einen teils lebensbedrohlichen Zustand gerieten. Das soll der Mann laut Anklage billigend in Kauf genommen haben.

Zum ersten Mal soll der Angeklagte am 23. Juli 2025 Insulin gespritzt haben. Insgesamt soll es sich bis zum 19. September 2025 um sechs Taten gehandelt haben. Einer Patientin spritzte er der Anklage zufolge zweimal Insulin.

Pfleger wählte in vier Fällen selbst den Notruf

Die zweite Spritze setzte er, nachdem sie nach der ersten mutmaßlichen Insulingabe durch ihn aus dem Krankenhaus entlassen worden war. Er sei jedoch überzeugt gewesen, sie hätte noch in der Klinik bleiben müssen, hieß es in der Erklärung. Damit sie wieder eingeliefert werde, habe er noch einmal gespritzt.

In vier der Fälle soll der Mann nach der Gabe von Insulin selbst den Notruf gewählt haben, daher wirft ihm die Staatsanwaltschaft hier gefährliche Körperverletzung vor.

Vorwurf des heimtückischen Mordes

In zwei weiteren Fällen, in denen er das nicht tat, steht neben der gefährlichen Körperverletzung auch der Vorwurf des versuchten heimtückischen Mordes im Raum. Die Anklagebehörde wirft ihm vor, er habe die Arg- und Wehrlosigkeit der betroffenen Patienten ausgenutzt.

Am 20. September 2025, einen Tag nach der letzten mutmaßlichen Tat, wurde er festgenommen. Seitdem befindet sich der Mann in Untersuchungshaft. Nach der bisherigen Planung könnte im Dezember das Urteil fallen.
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Nahost
UN-Untersuchung wirft Israel Verbrechen gegen Menschlichkeit vor27. Oktober 2026Im Auftrag der Vereinten Nationen tätige Ermittler haben Israel Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Westjordanland vorgeworfen. Darunter sei auch der Vorwurf der "Auslöschung", erklärte die Unabhängige Internationale Untersuchungskommission in einem am Montag in New York veröffentlichten Bericht. Im Gazastreifen begehe Israel zudem weiterhin "Akte des Völkermords".
Israelische Behörden und die israelische Armee hätten im Westjordanland Verbrechen gegen die Menschlichkeit wie "Auslöschung, Folter, Vergewaltigung und andere Formen sexueller Gewalt" begangen, erklärte die Kommission weiter. Israel habe im Westjordanland durch Militäreinsätze, verstärkt durch anhaltende Gewalt seitens der Siedler, einen "weitreichenden und systematischen Angriff" auf Zivilisten geführt.
Die israelische Vertretung in Genf erklärte, der Bericht sei Teil der "Desinformationskampagne" der Untersuchungskommission, "den Staat Israel zu dämonisieren und seine bloße Existenz als kriminell darzustellen".
Lage im Westjordanland dramatisch verschlechtert
Der neue Bericht der Kommission konzentriert sich auf Tötungen sowie körperliche und psychische Schäden, die seit Oktober 2023 sowohl von israelischen als auch von palästinensischen Sicherheitskräften verursacht wurden. Er kommt zu dem Ergebnis, dass sich die Lage im Westjordanland seit dem Angriff der radikal-islamistischen Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 erheblich verschlechtert hat.
Die Kommission kommt zu dem Schluss, die israelischen Behörden hätten aufgrund des Hamas-Angriffs die Absicht gehabt, die Zivilbevölkerung im Westjordanland "kollektiv zu bestrafen". "Dass palästinensische Zivilisten an verschiedenen Orten im Westjordanland ins Visier genommen werden, deutet auf ein hohes Maß an Koordination und organisierter Planung hin und ist das Ergebnis staatlicher Politik", heißt es in dem Bericht.
Das Verhalten der israelischen Behörden deute darauf hin, dass sie "die Gewalt der Siedler kannten und beabsichtigten" und dass diese Teil eines "weitreichenden und systematischen Angriffs" im Westjordanland sei.
Kommission: Kein Selbstbestimmungsrecht für Palästinenser
"Die vorsätzliche Tötung und Verwundung palästinensischer Zivilisten sowie die Zerstörung von Häusern im Westjordanland in Verbindung mit Israels beharrlicher Verweigerung jeglicher Verantwortung sind Teil einer umfassenderen Strategie, Palästinenser auszulöschen und zu vertreiben und Lebensbedingungen zu schaffen, die unerträglich sind", erklärte der Vorsitzende der Kommission, der indische Richter Srinivasan Muralidhar. "Der Versuch, die palästinensische Staatlichkeit mit einer Bedrohung für die Existenz Israels gleichzusetzen, blockiert jeden tragfähigen Versuch, das Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser zu verwirklichen."
Die 2021 vom UN-Menschenrechtsrat eingesetzte unabhängige Untersuchungskommission unter der Führung von Navi Pillay hatte Israel bereits im vergangenen Jahr Völkermord im Gazastreifen vorgeworfen. Israel reagierte empört auf den Vorwurf.
Aufgabe der Kommission ist es, möglichen Menschenrechtsverletzungen in Israel und den besetzten Palästinensergebieten nachzugehen. Das Verhältnis von Israel und den UN ist seit Jahren äußerst angespannt.
"Zivile und politische Opposition wird unterdrückt"
Bei ihrem Angriff auf Israel hatten Hamas-Kämpfer und ihre Verbündeten am 7. Oktober 2023 insgesamt 1221 Menschen getötet und 251 weitere als Geiseln in den Gazastreifen verschleppt. Israel reagierte mit einem massiven Militäreinsatz im Gazastreifen, bei dem nach Angaben des von der Hamas kontrollierten Gesundheitsministeriums mehr als 74.200 Menschen getötet wurden. Die Hamas wird von Deutschland, der EU, den USA und auch einigen arabischen Staaten als Terrororganisation gelistet. 
Mit Blick auf die Palästinensische Autonomiebehörde heißt es in dem neuen Bericht, dass zivile und politische Opposition unterdrückt werde. Die Palästinensische Autonomiebehörde habe mit Glaubwürdigkeit und Legitimität zu kämpfen und nehme Palästinenser ins Visier, "die abweichende zivile und politische Ansichten äußern". Dies führe zu Tötungen.
Derweil wurden nach palästinensischen Angaben im Gazastreifen am Montag bei israelischen Luftangriffen fünf Menschen getötet, darunter ein Mädchen. Innerhalb von 24 Stunden seien 13 Menschen getötet und rund 60 Menschen verletzt worden, sagte ein Sprecher des Hamas-Zivilschutzes.
as/pg/jj (afp, epd)
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Standort im Odenwald nicht gut genug Kein Atommüll-Endlager in Hessen geplant

Bisher galt ein Bereich im Vorderen Odenwald noch als grundsätzlich geeignet für ein deutsches Endlager. Dieses Gebiet ist jetzt ausgeschieden, auch weitere hessische Regionen kommen nicht infrage. Den eigenen Atommüll wird das Land aber so schnell nicht los.

mehr erfahren)





[image: Ein Mann mit Schutzhelm steht zwischen vir Meter hoch gestapelten gelben Fässern, in denen Atommüll lagert. ]
Das geplante Atommüll-Endlager für Deutschland wird nicht in Hessen entstehen - das geht aus dem aktuellen Bericht der Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) hervor, der am Dienstag veröffentlicht wurde.

Im vergangenen Jahr zählte die BGE den Vorderen Odenwald rund um Fürth, Mörlenbach und Rimbach noch zu den möglichen Standorten. Der sei laut den neuesten Prüfungen auch weiterhin "gut" geeignet, aber eben nicht "sehr gut". Das liege daran, dass der kristalline Granit in dem Bereich sehr unterschiedlich und teilweise auch zu zerklüftet sei.

"Wir suchen nach Standorten mit bestmöglichster Sicherheit", erklärt Iris Graffunder, Geschäftsführerin der BGE, am Dienstag. Damit fällt der Vordere Odenwald aus dem Raster.

[image: Karte von Hessen die zeigt, dass dort kein Standort infrage kommt. ]

Interaktive Karte vom kompletten Bundesgebiet


Ein zuvor noch nicht kategorisierter Bereich rund um Bad Hersfeld erhielt sogar nur die Bewertung "gering geeignet" bis "ungeeignet". Die BGE hat eine interaktiove Karte veröffentlicht, die alle überprüften Gebiete in Deutschlandd kennzeichnet.

Atommüll bleibt noch viele Jahre in Hessen

Den eigenen Atommüll wird Hessen deswegen aber noch lange nicht los. Im Zwischenlager im ehemaligen Atomkraftwerk Biblis (Bergstraße) lagern derzeit 108 Castor-Behälter mit radioaktivem Müll.

Die werden dort wohl auch noch viele Jahre stehen, denn die Suche nach dem Endlager wird noch bis "Mitte des Jahrhunderts" dauern, sagt Graffunder. Dann muss das Lager ja auch noch gebaut werden.

Konkrete Vorschläge Ende 2027

Ende 2027 will die BGE konkrete Vorschläge für Standorte unterbreiten, so lautet der Plan. Bis dahin wird die Behörde die verbleibenden Regionen noch einmal genauer unter die Lupe nehmen. "Wir lassen dann quasi die Besten der Besten gegeneinander antreten", sagt BGE-Bereichsleiterin Lisa Seidel.

Neben Hessen kommen laut aktuellem Zwischenbericht auch die Bundesländer Rheinland-Pfalz, Berlin, Sachsen und das Saarland nicht für einen Endlager-Standort infrage. Weniger als fünf Prozent der Fläche von Deutschland sollen weiter betrachtet werden.

Sicherheit für eine Million Jahre

Die finale Entscheidung über den Standort liegt aber beim Bundestag, die BGE macht lediglich Vorschläge. In den genannten Bundesländern wird es aber nach BGE-Angaben keine weiteren Untersuchungen geben.

Die Ansprüche an einen Endlager-Standort sind hoch, schließlich soll der radioaktive Müll dort für mindestens eine Million Jahre sicher lagern.

"Wir suchen nach einem Standort im Untergrund, der möglichst eine langweilige Geografie hat und wo in den letzten eine Million Jahren möglichst wenig passiert ist", sagt Bereichsleiterin Seidel. In Hessen wird er nicht liegen.
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    NSU-Terroristin: Zschäpe soll bis mindestens 2035 in Haft bleiben

    27.10.2026, 11:48

    
NSU-Terroristin: Zschäpe soll bis mindestens 2035 in Haft bleibenBeate Zschäpe wollte vorzeitig aus der Haft entlassen werden. Das Gericht sagt Nein. Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig.
[image: Beate Zschäpe im Gerichtssaal in München 2013]
Foto: Matthias Schrader
dpa Die verurteilte Rechtsterroristin Beate Zschäpe, die seit November 2011 im Gefängnis sitzt, soll noch bis mindestens 2035 in Haft bleiben. Das Oberlandesgericht München legte die sogenannte Mindestverbüßungsdauer auf insgesamt 24 Jahre fest. Zudem lehnte das Gericht ab, die weitere Vollstreckung der Strafe zur Bewährung auszusetzen, wie das Gericht in München mitteilte. Der Beschluss ist noch nicht rechtskräftig – Verteidigung und Bundesanwaltschaft können dagegen Beschwerde einlegen.
Zschäpe war vom OLG im Jahr 2018 als Mittäterin an der sogenannten NSU-Mordserie zu lebenslanger Haft verurteilt worden. Das Gericht stellte zudem die besondere Schwere der Schuld fest. Damit war eine vorzeitige Haftentlassung nach 15 Jahren so gut wie ausgeschlossen. Zschäpe, die im November 2011 in Untersuchungshaft gekommen war, hatte angesichts des Ablaufs dieser Frist aber nun eine vorzeitige Haftentlassung beantragt. Dazu war sie Ende August von der Justizvollzugsanstalt Chemnitz in Sachsen eigens zu einer Anhörung nach München gebracht worden. Zschäpes Anwalt Mathias Grasel hatte dabei eine Haftstrafe von insgesamt nicht mehr als 20 Jahren gefordert.
Zschäpe sitzt Haft in Chemnitz ab
Das Oberlandesgericht entschied nun, dass die während des Vollzugs hervorgetretenen „Umstände“ nicht von einem solchen Gewicht seien, dass sie die „außergewöhnlich hohe Tatschuld“ so weit ausgleichen könnten, dass schon nach Vollstreckung der gesetzlichen Mindestverbüßungsdauer von 15 Jahren nun kein weiteres Strafvollstreckungsbedürfnis mehr bestünde. Daher komme eine Strafrestaussetzung zur Bewährung nicht in Betracht.
Der „Nationalsozialistische Untergrund“ (NSU) war eine Terrorzelle, bestehend aus Zschäpe, Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt, die von 2000 an unerkannt zehn Morde in ganz Deutschland verübte, fünf davon in Bayern. Ihre Opfer waren neun Gewerbetreibende türkischer und griechischer Herkunft sowie eine deutsche Polizistin. Mundlos und Böhnhardt verübten zudem zwei Bombenanschläge in Köln mit Dutzenden Verletzten. Die beiden töteten sich 2011, um ihrer Festnahme zu entgehen – erst damit war der NSU aufgeflogen. Zschäpe, einzige Überlebende des Trios, wurde als Mittäterin verurteilt, auch wenn es bis heute keinen Beweis gibt, dass sie selbst an einem Tatort war.
Gemeinsam für freie Presse

Die taz gehört zu 100 Prozent ihren Leser:innen und ist damit nicht nur konzernfrei, sondern auch kostenfrei zugänglich. Alle Artikel stellen wir frei zur Verfügung, ohne Paywall. Gerade in diesen Zeiten müssen Einordnungen und Informationen allen zugänglich sein. Unsere Leser:innen müssen nichts bezahlen, wissen aber, dass kritischer, unabhängiger Journalismus nicht aus dem Nichts entsteht. Dafür sind wir sehr dankbar. Damit wir auch morgen noch unseren Journalismus machen können, brauchen wir mehr Unterstützung für taz zahl ich. Dank Ihnen haben wir nun die 50.000 erreicht. So viele unterstützen freiwillig und regelmäßig. Noch nicht dabei? Werden Sie jetzt Teil der Community!

Jetzt unterstützen
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    Hessische Regionalliga-Clubs: Das Kompassmodell ist unausgereift

    27.10.2026, 10:41

    

Streit um Reform Hessens Regionalligisten: Kompassmodell unausgereift

Die hessischen Regionalliga-Clubs befürchten, dass die Umstrukturierung der vierten Ligen den Verlust von Derbys und wirtschaftliche Einbußen mit sich bringt.

mehr erfahren)





[image: Banner der Fans von Kickers Offenbach zur Regionalliga-Reform. Beim Spiel gegen Freiberg]
Die hessischen Viertliga-Vereine halten das favorisierte Aufstiegsmodell für die Fußball-Regionalligen in Deutschland für nicht ausgereift. Sie seien aber bereit, konstruktiv an einer Lösung mitzuwirken. Voraussetzung dafür seien ein transparentes Verfahren, belastbare Zahlen und die ergebnisoffene Prüfung aller Modelle, heißt es in einem gemeinsamen Statement der Offenbacher Kickers, Hessen Kassel, Steinbach Haiger, des FSV Frankfurt und der SG Barockstadt Fulda-Lehnerz.

"Bevor weitreichende Entscheidungen getroffen werden, müssen die sportlichen, organisatorischen und wirtschaftlichen Auswirkungen transparent dargestellt und die verschiedenen Modelle fundiert miteinander verglichen werden", heißt es in dem Schreiben. "Eine Reform dieser Tragweite darf nicht auf Grundlage ungeklärter Eckpunkte beschlossen werden."

Kritik: Möglicher Verlust von Derbys

Die hessischen Vereine kritisieren, dass aufgrund der geografischen Lage in dem diskutierten Kompassmodell nicht ausgeschlossen werden kann, dass sie aus ihrem angestammten Verbandsgebiet herausgerissen werden. Dies sei mit dem Verlust attraktiver Spiele und Derbys verbunden sowie mit wirtschaftlichen Einbußen.

Zudem wiesen sie die Darstellung zurück, die hessischen Vereine oder die Regionalliga Südwest würde eine Reform verhindern wollen und verwiesen auf die eigenen bereits getätigten Schritte zur Professionalisierung des Spielbetriebs. "Es kann nicht sein, dass nun der Eindruck entsteht, die Regionalliga Südwest müsse die Probleme anderer Regionen lösen", sagten die Vereine. Eine Reform gelinge nur gemeinsam und nicht, indem einzelne Beteiligte pauschal zum Hindernis erklärt werden würden. 

DFB-Bundestag noch im Dezember

Seit Jahren wird darüber diskutiert, die aktuell fünf Regionalliga-Staffeln so zu reformieren, dass am Ende einer Saison alle Viertliga-Meister in die 3. Liga aufsteigen können. Der Deutsche Fußball-Bund (DFB) kündigte noch für dieses Jahr einen außerordentlichen Bundestag am 18. Dezember an, um ein neues Modell zu beschließen. Nach dem Kompassmodell sollen vier Staffeln mit jeweils 20 Mannschaften gebildet werden, die in jeder Saison nach geografischen Gesichtspunkten zusammengestellt werden.
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    Brasilien: Bolsonaro-Lager erkennt Lula-Sieg nur teilweise an

    27.10.2026, 10:26 · DW

    [image: Artikelbild]
Brasilien
Brasilien: Bolsonaro-Lager erkennt Lula-Sieg nur teilweise an27. Oktober 2026Die rechte Partei des unterlegenen brasilianischen Präsidentschaftskandidaten Flávio Bolsonaro hat den Wahlsieg des linken Amtsinhabers Luiz Inácio Lula da Silva anerkannt - allerdings nur unter Vorbehalt. Sie forderte am Tag nach der Abstimmung eine Klärung offener Fragen zum Wahlprozess.
Flávio Bolsonaro, der Brasilien wegen einer Gerichtsentscheidung vorerst nicht verlassen darf, will eine vierte Amtszeit Lulas mit juristischen Mitteln verhindern. Politische Rückendeckung bekommt er von US-Präsident Donald Trump, der das Wahlergebnis "manipuliert" nannte.
"Wir erkennen das vom Obersten Wahlgericht (TSE) verkündete Ergebnis der Präsidentenwahl an, sind jedoch der Ansicht, dass die aufgeworfenen Fragen angemessen geklärt werden müssen", erklärte der Vorsitzende von Bolsonaros Liberaler Partei (PL), Valdemar Costa Neto. Die Partei kritisiert, dass Sozialleistungen früher als geplant ausgezahlt wurden - nämlich kurz vor der Abstimmung am Sonntag.
Flávio Bolsonaro will juristische Schritte gegen Lula prüfen
Unmittelbar nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses hatte Flávio Bolsonaro noch erklärt, die Niederlage nicht anzuerkennen und die Annullierung der gesamten Wahl beantragen zu wollen, da die Öffnungszeiten der Wahllokale um zwei Stunden verlängert ​worden waren.  


Am Montag änderte er dann seine Strategie - er will nun nicht mehr das Wahlergebnis an sich, sondern Lulas Wahlkampfführung juristisch prüfen lassen. So will er erreichen, dass Lula und Vizepräsident Geraldo Alckmin wegen angeblichen Missbrauchs politischer und wirtschaftlicher Macht im Wahlkampf nicht vereidigt werden dürfen. Seine Niederlage räumte Bolsonaro nicht ausdrücklich ein.
Donald Trump springt Bolsonaro bei
Auch US-Präsident Trump befeuerte die Zweifel des rechten Lagers an einem rechtmäßigen Ablauf und Ausgang der Abstimmung. "Ich habe zwar keine Partei ergriffen, aber es wirkte wie eine weitere manipulierte Wahl", sagte der US-Präsident vor Journalisten. "Wissen Sie, Wahlen müssen unanfechtbar sein, und für mich sah es sehr schlecht aus." Auf welcher Grundlage Trump das offizielle Wahlergebnis anzweifelt, ließ er offen.
Seine eigene Niederlage bei der US-Präsidentenwahl 2020 will der Republikaner bis heute nicht anerkennen, obwohl seine Betrugsvorwürfe seither zigfach widerlegt wurden.
Trump hatte sich im Konflikt mit Brasiliens Justiz klar hinter Flávios Vater Jair Bolsonaro gestellt. Die Verurteilung des früheren Präsidenten zu mehr als 27 Jahren Haft wegen Beteiligung an einem versuchten Staatsstreich kritisierte Trump scharf. Obwohl er und der Ex-Militär Jair Bolsonaro als politische Verbündete gelten, hielt sich der US-Präsident im Wahlkampf mit öffentlicher Unterstützung für dessen Sohn Flávio zurück.
Bei der Stichwahl am Sonntag setzte sich der 80-jährige Lula mit 51,8 Prozent der Stimmen gegen Flávio Bolsonaro durch, der 48,2 Prozent erhielt. Damit holte der Amtsinhaber fast 4,4 Millionen mehr Stimmen als sein Rivale. Sollte der Widerstand der Rechten erfolglos bleiben, kann der Linkspolitiker im Januar seine vierte Amtszeit antreten.
Wegen Geldwäscheverfahren darf Flávio Bolsonaro Land nicht verlassen
Neben juristischen Auseinandersetzungen zur Wahl selbst beschäftigt Flávio Bolsonaro auch ein laufendes Geldwäscheverfahren. Der im rechten Lager verhasste Richter des Obersten Gerichtshofs, Alexandre de Moraes, ordnete am Montag an, die Reisepässe des unterlegenen Präsidentschaftskandidaten zu annullieren und ihm die Ausreise zu untersagen.
Die Bundespolizei forderte den 45-Jährigen nach dessen Angaben zur Abgabe der Dokumente auf, nachdem er seinen Vater besucht hatte, der infolge seiner Haftstrafe unter Hausarrest steht. Flávio Bolsonaro führte die Anordnung auf eine Äußerung seines in den USA lebenden Bruders Eduardo zurück. Dieser hatte vor der Wahl eine Ausreise Flávios im Fall einer Wahlniederlage befürwortet.
"Ich habe nie daran gedacht, das Land zu verlassen. Ich werde meine Reisepässe abgeben und mich gegen diese Absurdität wehren, die ein klarer Versuch ist, mich einzuschüchtern", sagte Flávio Bolsonaro in einem Video.
In dem Verfahren geht es um mutmaßliche Geldwäsche im Zusammenhang mit Unternehmen und Online-Sportwetten. Die Bundespolizei fand nach eigenen Angaben Hinweise auf eine Verbindung Flávio Bolsonaros zu einem Bankkonto der Firma eines ebenfalls beschuldigten Anwalts. Bolsonaro bestreitet dies.


Der Senator übt ab Januar 2027 zum ersten Mal in 24 Jahren kein politisches Amt mehr aus und verliert dadurch seine Immunität, die ihn vor Strafverfolgung schützt.
as/pg (dpa, rtr, afp, epd)
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    Nouripour zum iranischen Geheimdienst: „Low-Level-Agenten spielen eine große Rolle“

    27.10.2026, 09:25 · Nele Rebentisch

    
Nouripour zum iranischen Geheimdienst: „Low-Level-Agenten spielen eine große Rolle“In Hamburg wurden zwei Agenten Irans wegen geplanter Anschläge auf jüdische Ziele verurteilt. Die Gefahr sei dennoch nicht gebannt, sagt Nouripour.
[image: Omid Nouripour, ehemaliger Bundesvorsitzender von Bündnis90/Die Grünen, kommt zur Fraktionssitzung im Bundestag]
Foto: Michael Kappeler/dpa

taz: Was hindert Iran aktuell daran, einfach neue Agenten zu finden und Anschläge in Deutschland zu planen?

Omid Nouripour: Unser Rechtsstaat und unsere Sicherheitsarchitektur. Denn die Aggression des iranischen Regimes nimmt zu. Seine Aktivitäten richten schon seit Jahrzehnten Schaden in Deutschland an. Wer ihnen Tag und Nacht davon berichten kann, ist die iranische Community. Diese ist durchgehend im Visier der Regimeschergen. Sei es durch Einschüchterungsversuche, sei es durch Spionage oder gar durch Mord. Das braucht unsere höchste Aufmerksamkeit.

taz: Der Tipp zu den Anschlagsplänen in Hamburg, wo am 15. Oktober zwei Spione verurteilt wurden, kam vom israelischen Geheimdienst. Haben die deutschen Behörden versagt?

Nouripour: Nein. Wir haben das laufend, dass Tipps von außen kommen. Umgekehrt gibt es aber auch Tipps der deutschen Nachrichtendienste an andere befreundete Staaten, wenn es um Verhinderung von Terror geht. Das ist nichts Ungewöhnliches und sicher kein Versagen. Wir haben mittlerweile auch eine hohe Aufmerksamkeit in den Sicherheitsbehörden in dieser Angelegenheit.
[image: ]
Bild: Stefan Kaminski
1975 in Teheran geboren, kam mit 13 Jahren nach Frankfurt am Main. Er ist Vizepräsident des Bundestags. Zuvor war er Bundesvorsitzender der Grünen.

taz: Stellen Sie sich an die Seite Ihres Parteikollegen Volker Beck, mit der Forderung, den iranischen Botschafter auszuweisen?

Nouripour: Wenn wir die Botschaft hier schließen, wird die Botschaft in Teheran geschlossen. Das ist politisch verständlich, schafft aber neue Probleme. Noch könnte die Botschaft helfen, wenn es um humanitäre Visa für politisch Verfolgte geht. Stattdessen müssen Sanktionen angezogen und geltende Regelungen konsequent umgesetzt werden. Dabei müssen wir sicherstellen, dass Sanktionen nicht uns selbst schaden. Bei mir in Hessen wurden zuletzt Vermögenswerte eines Financiers des Regimes zu Recht eingefroren. Über 100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eines Hotels droht dadurch die Arbeitslosigkeit. Solche Sanktionsmaßnahmen brauchen einen Ausgleich wie etwa Treuhandmodelle.

taz: Hat Deutschland bei der digitalen Bedrohung zu lange geschlafen?

Nouripour: Wir haben die gesamte Digitalisierung verschlafen, deshalb haben wir auch die Abwehr der digitalen Bedrohungen verschlafen. In Ländern wie den Niederlanden oder Japan werden die Re­gie­rungs­che­f:in­nen mit diesem Thema betraut. In Deutschland läuft es unter ferner liefen. Und das ist einfach ein Riesenproblem. Die digitale Bedrohung ist massiv und nicht kleiner als die analoge.

taz: Wie wollen Sie verhindern, dass Sicherheitsbehörden ganze Gruppen unter Generalverdacht stellen?

Nouripour: Hier geht es um eine klare Trennlinie. Diese verläuft nicht zwischen Deutschen und Iraner:innen, sondern zwischen demokratischen Ira­ne­r:in­nen und den Agenten des iranischen Regimes. Und das müssen auch unsere Behörden sehen. Aber ehrlich gesagt – an der Stelle habe ich relativ wenig Sorgen. Ich glaube, das ist angekommen.

taz: Welche Rolle spielen Low-Level-Agenten für iranische Spionage?

Nouripour: Eine große! Die Russen haben es vorgemacht. Low-Level-Agenten sind relativ risikoarm für Aggressionsstaaten und gleichzeitig hocheffizient. Die Iraner arbeiten genauso damit wie andere auch. Und dementsprechend brauchen wir eine Gesamtlösung.

taz: Wie sieht die aus?

Nouripour: Wir müssen lauter darüber reden, so wie ich jetzt mit der taz darüber spreche. Wir müssen eine breite öffentliche Aufmerksamkeit dafür generieren, sodass Leute nicht unversehens für 150 Euro zu Sabotageagenten von Aggressionsmächten werden. Es gibt zu wenig Bewusstsein dafür in der Breite der Gesellschaft.

taz: Macht Perspektivlosigkeit in Teilen der iranischen Diaspora Menschen anfälliger dafür, durch Iran als Agen­t:in angeworben zu werden?

Nouripour: Das iranische Regime wirbt deutlich breiter an als in der iranischen Diaspora. Das Problem ist doch Folgendes: Wir haben in den letzten Jahren bei der Integration nicht nur Fortschritte, sondern auch Rückschläge erlebt. Und allen voran Versäumnisse im Bildungssystem, das nicht vorankommt. Unser Bildungssystem trennt weiterhin anhand von sozialer und ökonomischer Herkunft. Außerdem haben wir einfach viel zu viele Berufsverbote. Zu viele Leute könnten hier arbeiten und wir lassen sie nicht. Integration durch Bildung und Arbeitsmarkt ist in erster Linie wichtig für die individuelle soziale Perspektive und den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Dementsprechend ist sie auch wichtig für die innere Sicherheit. Das müssen wir stärker berücksichtigen.

taz: Auf propalästinensischen Demonstrationen sind mitunter Flaggen der islamischen Republik Iran zu sehen. Woher kommt der Schulterschluss?

Nouripour: Vom gemeinsamen Feindbild. Und das ist der Staat Israel an und für sich. Dass die israelische Regierung härteste Kritik braucht für ihr absolut unverhältnismäßiges Vorgehen in Gaza, ist offenkundig. Aber Leuten, die Israel zerstören und Jüdinnen und Juden vernichten wollen, reicht man nicht die Hand. Man tritt ihnen entgegen.

taz: Wie lässt sich die Solidarität mit Pa­läs­ti­nen­se­r:in­nen von der Unterstützung des iranischen Regimes trennen?

Nouripour: Diese Trennung müsste die Politik vorleben. Das aber kriegt manche Partei nicht hin. Man muss auf der einen Seite die klare und notwendige Kritik an unsere Freunde in Israel formulieren und auf der anderen Seite deutlich machen, dass das Existenzrecht Israels nicht infrage gestellt werden darf. So schwer ist es eigentlich nicht.
Gemeinsam für freie Presse

Die taz gehört zu 100 Prozent ihren Leser:innen und ist damit nicht nur konzernfrei, sondern auch kostenfrei zugänglich. Alle Artikel stellen wir frei zur Verfügung, ohne Paywall. Gerade in diesen Zeiten müssen Einordnungen und Informationen allen zugänglich sein. Unsere Leser:innen müssen nichts bezahlen, wissen aber, dass kritischer, unabhängiger Journalismus nicht aus dem Nichts entsteht. Dafür sind wir sehr dankbar. Damit wir auch morgen noch unseren Journalismus machen können, brauchen wir mehr Unterstützung für taz zahl ich. Dank Ihnen haben wir nun die 50.000 erreicht. So viele unterstützen freiwillig und regelmäßig. Noch nicht dabei? Werden Sie jetzt Teil der Community!

Jetzt unterstützen
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    Nord-Stream-Prozess: 23 Stunden allein in der Zelle

    26.10.2026, 18:00 · Jan Kahlcke

    
Nord-Stream-Prozess: 23 Stunden allein in der ZelleDer angeklagte ukrainische Offizier sitzt seit elf Monaten in Isolationshaft. Das beeinträchtige seine Verteidigung, sagt sein Anwalt Jes Meyer-Lohkamp.
[image: Zwei stark bewaffnete Spezialkräfte führen eine festgenommene Person zwischen geparkten Autos ab. Alle stehen mit dem Rücken zur Kamera.]
Foto: Uli Deck/dpa
Voraussichtlich am Dienstag wird das Hanseatische Oberlandesgericht darüber entscheiden, ob das Verfahren um die Sprengung der Nord-Stream-Pipelines fortgesetzt wird. Die Verteidigung des angeklagten Ukrainers Serhii K. hatte am Ende des ersten Verhandlungstages die Einstellung des Verfahrens beantragt. Dazu soll nun zunächst Bundesanwalt Stefan Schmidt Stellung nehmen, bevor der Staatsschutzsenat entscheidet.
Verteidiger Jes Meyer-Lohkamp hatte in seinem Einstellungsantrag schwere Hemmnisse für eine umfassende Verteidigung geltend gemacht. Einerseits habe sein Mandant in seiner Eigenschaft als Soldat der Ukraine keine Aussagegenehmigung erhalten. Er könne sich nicht zum Tatgeschehen äußern, ohne sich in seiner Heimat strafbar zu machen. Nicht einmal mit seinen Anwälten dürfe er darüber reden.
Andererseits werde Serhii K. im Untersuchungsgefängnis seit elf Monaten faktisch in Isolationshaft gehalten. Dadurch könne sein Recht auf Verteidigung beeinträchtigt sein.
Tatsächlich sitzt Serhii K. seit seiner Auslieferung aus Italien im November 2025, wo er im Sommerurlaub festgenommen worden war, im Untersuchungsgefängnis am Hamburger Holstenglacis in Einzelhaft. In der Regel ist er 23 Stunden am Tag allein in seiner Zelle eingeschlossen.
Jede Kommunikation wird überwacht
Ausnahmen sind der einstündige Hofgang, gelegentliche Sport-Einheiten und der Deutsch-Unterricht, der wöchentlich stattfinden soll, aber wegen Personalengpässen nicht immer kann; außerdem Besuche.
Dass Serhii K. nicht gemeinsam mit anderen Untersuchungsgefangenen untergebracht wird, liegt an einem sogenannten Haftstatut, das die Bundesanwaltschaft erwirkt hat. Sein Verteidiger Jes Meyer-Lohkamp berichtet, darin sei festgeschrieben, dass seine komplette Kommunikation zu überwachen ist – seine Briefe werden gelesen, seine Telefonate abgehört. Besuche, soweit sie nicht von seinem Verteidiger sind, werden ebenfalls überwacht.
Die Folge dieser Anordnung ist, dass Serhii. K. nur mit Gefangenen untergebracht werden könnte, für die die gleichen Einschränkungen gelten. Sonst bestünde die Gefahr, dass er über andere Gefangene, deren Kommunikation nicht derart eingeschränkt ist, unkontrolliert nach außen kommunizieren könnte. Faktisch bedeutet das für den Angeklagten Isolationshaft.
Der Nord-Stream-Prozess​
Der Prozess vor dem Hamburger Oberlandesgericht soll klären, wer für die Sprengung der Nord-Stream-Pipeline im Jahr 2022 verantwortlich ist. Dabei wurden drei der vier Röhren der Doppel-Pipeline Nord Stream 1 und 2 so schwer beschädigt, dass sie unbrauchbar wurden. Zuvor hatte Russland darüber bis zur Hälfte des für Heizenergie benötigten Erdgases nach Deutschland geliefert.
Schon vor der Sprengung war die Pipeline infolge des Ukraine-Kriegs außer Betrieb. Die USA hatten Sanktionen gegen Nord Stream verhängt.
Serhii K. wirft die Bundesanwaltschaft unter anderem Kriegsverbrechen vor. Er soll der Kopf eines ukrainischen Geheimdienstkommandos gewesen sein, das von Rügen aus mit einer Segeljacht aufgebrochen war, um in internationalen Gewässern vor der dänischen Insel Bornholm die Sprengladungen anzubringen.
In Kroatien sitzt derzeit ein weiterer Tatverdächtiger in Auslieferungshaft.
Denn K. ist wegen der politischen Brisanz des Nord-Stream-Verfahrens in der sogenannten Sicherungsstation untergebracht. Und dort gibt es außer K. nur noch drei weitere Gefangene, deren Kommunikation ähnlichen Einschränkungen unterliegt.
Zwei von ihnen sind iranischstämmige Männer, die gerade verurteilt wurden, weil sie Attentate auf den Vorsitzenden des Zentralrats der Juden Josef Schuster und den Vorsitzenden der Deutsch-Israelischen Gesellschaft Volker Beck geplant hatten. Da Iran mit Russland verbündet ist, befürchtet man in der Anstalt offenbar, im Falle eines Zusammentreffens könnte es zur offenen Konfrontation zwischen den Gefangenen kommen.
Bleibt nur der dritte Mann mit Kontaktauflagen, ein Pole. Mit ihm kann Serhii K. inzwischen den täglichen einstündigen Hofgang und die wöchentliche Sportstunde absolvieren. Warum sie nicht auch darüber hinaus Umgang haben können, bleibt unklar, könnte aber mit der Überlastung der Untersuchungshaftanstalt zu tun haben. Das Gefängnis hat 462 Plätze, beherbergte aber laut Hamburger Justizbehörde Ende September 502 Gefangene.
Zu Haftstatuten gibt die Behörde grundsätzlich keine Auskunft, aus Gründen der Vollzugssicherheit und des Datenschutzes. Sie weist aber darauf hin, dass eine angeordnete Kommunikationsüberwachung einem Umschluss, also dem Umgang mit anderen Gefangenen, nicht grundsätzlich entgegenstehe.
Bundesanwalt Stefan Schmidt
Im Fall von Serhii K. führt sie aber offenbar zu maximaler Härte. Er darf zwar – allein – die Bibliothek der Anstalt besuchen, wo es für ihn allerdings kaum etwas zu lesen gibt. Anwalt Meyer-Lohkamp durfte ihm auch keine Bücher bringen. Inzwischen kann er immerhin bei ausgewählten Buchhandlungen Bücher für ihn bestellen.
Nicht mal Presse über den Krieg in der Ukraine
Meyer-Lohkamp wollte seinem Mandanten auch Artikel der unverdächtigen Deutschen Welle auf Ukrainisch ausdrucken und mitbringen – über Russlands Krieg gegen sein Heimatland. „Er möchte natürlich wissen, wie die Lage in Kyjiw ist, ob seine Familie in Sicherheit ist“, sagt Meyer-Lohkamp. Auch das wurde nicht gestattet.
K. hat also praktisch keine äußeren Anregungen, um die 23 Stunden zu füllen, die er allein in seiner Zelle verbringt. Umso mehr Mühe steckt er in das Deutschlernen. Zwischen den seltenen Unterrichtsstunden übe er fleißig selbst, berichtet Meyer-Lohkamp.
Ungefähr alle vier Wochen bekommt Serhii K. Besuch von seiner Ehefrau. Sie darf ihn jeweils zwei Stunden sehen, in Gegenwart eines Beamten vom Landes- oder Bundeskriminalamt. „Sie kommt mit der Bahn aus Kyjiw, die Russland inzwischen regelmäßig beschießt“, sagt Meyer-Lohkamp. „Sie nimmt also Lebensgefahr auf sich.“ Angesichts dessen habe er angeregt, die Besuchszeit zu verlängern, eventuell auch wenigstens hier auf die Überwachung zu verzichten – erfolglos.
Auf Meyer-Lohkamps Vortrag vor Gericht, der Mangel an geistiger und physischer Stimulation könne erhebliche Auswirkungen auf die kognitiven Fähigkeiten seines Mandanten haben und damit seine Verteidigung beeinträchtigen, hatte Bundesanwalt Stefan Schmidt übrigens kühl geantwortet: „Aus der Gesprächsüberwachung wissen wir, dass die Haftbedingungen nicht schwer beeinträchtigend sind. Seiner Frau hat er gesagt, es gehe ihm gut.“
Gemeinsam für freie Presse

Die taz gehört zu 100 Prozent ihren Leser:innen und ist damit nicht nur konzernfrei, sondern auch kostenfrei zugänglich. Alle Artikel stellen wir frei zur Verfügung, ohne Paywall. Gerade in diesen Zeiten müssen Einordnungen und Informationen allen zugänglich sein. Unsere Leser:innen müssen nichts bezahlen, wissen aber, dass kritischer, unabhängiger Journalismus nicht aus dem Nichts entsteht. Dafür sind wir sehr dankbar. Damit wir auch morgen noch unseren Journalismus machen können, brauchen wir mehr Unterstützung für taz zahl ich. Dank Ihnen haben wir nun die 50.000 erreicht. So viele unterstützen freiwillig und regelmäßig. Noch nicht dabei? Werden Sie jetzt Teil der Community!

Jetzt unterstützen
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